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Nr. 1 
 
 
Öffentliche Zustellung: 
 
 
Gegen Frau Natalie Ramona Ziegelmüller, geb. am 11.01.1985, aktuell unbekannter Aufenthalt, wurde vom 
Landratsamt Donau-Ries am 29.03.2023 eine Aufforderung mit dem Aktenzeichen 221.6-1430-4-210911 erlas-
sen. 
 
Die Aufforderung wird hiermit öffentlich zugestellt. Diese kann von Frau Ziegelmüller oder einer bevollmächtig-
ten Person beim Landratsamt Donau-Ries in 86609 Donauwörth, Heilig-Kreuz-Str. 19, Kloster Heilig Kreuz, abge-
holt bzw. eingesehen werden. 
 
Die Aufforderung gilt zwei Wochen nach dieser Veröffentlichung als zugestellt. 
 
 
Donauwörth, den 25.04.2023 
Landratsamt Donau-Ries 
 
Geiger 
Regierungsdirektorin 
 
 
Nr. 2 
 
Öffentliche Zustellung: 
 
 
Gegen Frau Anamaria Purcel, geb. am 28.03.2022, zuletzt wohnhaft in Preußenallee 1, 86641 Rain, aktuell un-
bekannter Aufenthalt, wurde vom Landratsamt Donau-Ries am 03.04.2023 ein Bescheid mit dem Aktenzeichen 
221.3-1430-4-256197 erlassen. 
 
Der Bescheid wird hiermit öffentlich zugestellt. Dieser kann von Frau Purcel oder einer bevollmächtigten Per-
son beim Landratsamt Donau-Ries in 86609 Donauwörth, Heilig-Kreuz-Straße 19, Führerscheinstelle, abgeholt 
bzw. eingesehen werden. 
 
Der Bescheid gilt zwei Wochen nach dieser Veröffentlichung als zugestellt. 
Rechtsbehelfe können innerhalb eines Monats nach Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift eingelegt wer-
den. 
 
 
Donauwörth, den 03.04.2023 
Landratsamt Donau-Ries 
 
Geiger 
Regierungsdirektorin 
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Nr. 3 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Zweckverbandes gemeinsamer Bauhof Alerheim – Wechingen 
für das Haushaltsjahr 2023 
 

I. 
 
Auf Grund der Art. 40 u. 41 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) sowie der Art. 63 ff. 
der Gemeindeordnung erlässt die Verbandsversammlung des Zweckverbandes gemeinsamer Bauhof Alerheim - 
Wechingen folgende Haushaltssatzung: 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
im Verwaltungshaushalt 
 in den Einnahmen und Ausgaben mit 403.200,-- €  
  
im Vermögenshaushalt 
 in den Einnahmen und Ausgaben mit 223.000,-- € 
ab. 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
wird auf   0,-- € 
festgesetzt. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

§ 4 

1. Verwaltungsumlage 
  
 Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanzbedarf (Umlagesoll ) zur Finanzierung von Ausgaben 

im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2023 auf 401.800 € festgesetzt. Die Höhe der Verwal-
tungsumlage wird nach der tatsächlichen Inanspruchnahme des Bauhofs durch die Gemeinden Alerheim 
und Wechingen berechnet. 

 Die Verwaltungsumlage setzt sich aus einer Fixkostenumlage und einer Umlage der verbleibenden Kosten 
des laufenden Betriebs zusammen. 

 Für das Haushaltsjahr 2023 wird die Inanspruchnahme mit 60% durch die Gemeinde Alerheim und mit 40% 
durch die Gemeinde Wechingen festgesetzt. 

 Ebenso werden im Haushaltsjahr 2023 die Fixkostenumlage mit 15% und die Umlage der verbleibenden 
Kosten mit 85% festgesetzt. 

 Die Verwaltungsumlage wird den Verbandsmitgliedern durch schriftlichen Bescheid mitgeteilt. 



Amtsblatt des Landkreises Donau-Ries Nr. 6 vom 25.04.2023  54 
 
 
 
 
 

 

2. Investitionsumlage  
 
Die Höhe der Investitionsumlage wird auf 198.000 € festgesetzt. Sie wird nach dem Verhältnis der Einwoh-
nerzahlen der Gemeinden Alerheim und Wechingen verteilt (§ 19 Abs. 5 Zweckverbandssatzung). 

 Die Investitionsumlage wird den Verbandsmitgliedern durch schriftlichen Bescheid mitgeteilt. 
 Entsprechend der Zweckverbandssatzung wird die Investitionsumlage von den Verbandsmitgliedern  bei 

Bedarf erhoben. 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan 
wird auf  150.000,-- € 
festgesetzt. 

§ 6 

Die Verwaltungsumlage wird für jedes Haushaltsjahr neu festgesetzt. Die Verwaltungsumlagen werden am 
15.02., 15.05., 15.08., 15.11. des jeweiligen Rechnungsjahres zur Zahlung fällig. Die Zahlungen sind ohne einer 
weiteren Mitteilung zu den o.g. Terminen auf eines der Konten des Zweckverbandes zu überweisen. Werden 
die Umlagen nicht rechtzeitig entrichtet, so können von der säumigen Gemeinde Zinsen in Höhe von einhalb 
vom Hundert für jeden vollen Monat erhoben werden. 
Ist die Verwaltungsumlage bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht festgesetzt, so sind die Beträge des vo-
rangegangenen Haushaltsjahres zunächst als Teilzahlung zu den o.g. Terminen unaufgefordert weiterzuzahlen. 
Die Angleichung erfolgt nach Rechtskraft der neuen Haushaltssatzung. 
 

§ 7 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

§ 8 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2023 in Kraft. 
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II. 

Die Haushaltssatzung enthält keine nach Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG in Verbindung mit Art. 67 und 71 GO 
genehmigungspflichtige Teile (Schreiben des Landratsamtes Donau-Ries vom 04.04.2023, 
Nr. 200; 027-941/5.2). 

III. 

Gemäß Art. 24 KommZG i.V.m § 25 Abs. 1 der Verbandssatzung liegen die Haushaltssatzung und der Haushalts-
plan für die gesamte Zeit ihrer Wirksamkeit in der Gemeindekanzlei Alerheim, 86733 Alerheim, Fessenheimer 
Straße 8 und in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Ries, 86720 Nördlingen, Beuthener Str. 6 ( 
Kämmerei ) innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden zur Einsichtnahme auf. 
 
Alerheim, 12.04.2023 
Zweckverband gemeinsamer Bauhof 
 
Joas 
Zweckverbandsvorsitzender 
 
 
Nr. 4 
 

Allgemeine Vorschrift 
im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071) 

 des Landkreises Donau-Ries  
über die Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif 

vom 20.04.2023 
 

1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 23. Okto-
ber 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnun-
gen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) in der Fassung der Verordnung (EU) 
2016/2338 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des Marktes für inländische Schienenpersonenver-
kehrsdienste (ABl. L 354/22). 

 
 
 

 
I. 

Allgemeinverfügung 

1. Rechtsgrundlagen 

Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Absatz 1 Sätze 2 und 3 des Personenbeförderungsgesetzes 

(PBefG), Artikel 8 Absätze 1 und 2 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in Bayern 

(BayÖPNVG) sowie Artikel 3 Absatz 2 in Verbindung mit Art. 2 Buchstabe l) der Verordnung (EG) Nr. 

1370/2007 erlässt der Landkreis Donau-Ries die nachfolgende allgemeine Vorschrift zur Festsetzung des 

Deutschlandtickets als Höchsttarif im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr (allgemeiner ÖPNV) 

und zur Gewährung von Ausgleichsleistungen für finanzielle Nachteile im Zusammenhang mit der Beförde-

rung von Fahrgästen mit einem Deutschlandticket. 
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2. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung  

2.1 Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Ziffer 2.3) 

öffentliche Personenverkehrsdienste des allgemeinen ÖPNV erbringen, sind verpflichtet, während 

der Laufzeit dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Ziffer 8) das Deutschlandticket im Sinne des § 9 Ab-

satz 1 des Regionalisierungsgesetzes (RegG) als Höchsttarif gemäß Artikel 3 Absatz 2 Verordnung (EG) 

Nr. 1370/2007 gemäß den Vorgaben dieser allgemeinen Vorschrift entsprechend Ziffer 2.2 anzuer-

kennen (im Folgenden „Tarifanerkennung“ bzw. „Tarifanerkennungspflicht“).  

2.2 Die Tarifanerkennung im Sinne von Ziffer 2.1 beinhaltet die Beförderung von Fahrgästen mit einem 

gültigen Deutschlandticket zu den bundesweit einheitlich geltenden Tarifbedingungen gemäß den Ta-

rifbestimmungen Deutschlandticket vom 07. März 2023 (Anlage 1), ohne dass den Fahrgästen hierfür 

zusätzliche Kosten entstehen. Die Anerkennung des Deutschlandtickets verpflichtet das Verkehrsun-

ternehmen nicht zum Vertrieb; soweit vorhanden (gemeinwirtschaftliche Verkehre, dazu Ziffer 3.1) 

gelten diesbezüglich die entsprechenden Regelungen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauf-

trags zwischen dem Verkehrsunternehmen und der jeweils zuständigen Behörde. Die Verkehrsunter-

nehmen sind im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets zudem berechtigt und 

verpflichtet, an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung für das Deutschlandticket nach 

Anlage 2 teilzunehmen, die hierfür erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende Einnahmenan-

sprüche vollumfänglich geltend zu machen und ggf. diese Ansprüche überschießende Einnahmen ab-

zugeben. Die Verkehrsunternehmen sind zudem verpflichtet, wenn und soweit im Zusammenhang 

mit der Tarifanerkennung erforderlich, Tarifgenehmigungsanträge für das Deutschlandticket selbst zu 

stellen und/oder bei entsprechenden Tarifanträgen Dritter mitzuwirken und keine Einwände hierge-

gen vorzubringen. Sie haben in dem möglichen und erforderlichen Umfang an der bundesweit ein-

heitlichen Umsetzung des Deutschlandtickets mitzuwirken. Die Umsetzung des Deutschlandtickets 

entsprechend den bundesweit abgestimmten Kontrollmerkmalen ist technisch unter Einsatz entspre-

chender Kontrollgeräte zu gewährleisten; die bundesweit abgestimmten Eckpunkte zur Kontrolle des 

Deutschlandtickets sind einzuhalten. Werden Kosten für die Ertüchtigung von Kontrollinfrastruktur im 

Sinne von Ziffer 5.4.4 der Muster-Richtlinien 2023 in Ansatz gebracht, ist das Verkehrsunternehmen 

verpflichtet, diese mindestens drei Jahre im ÖPNV in Deutschland einzusetzen (vgl. Ziffer 6.2 der 

Muster-Richtlinien 2023).  

2.3 Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich geografisch auf das gesamte Gebiet, 

für das der Landkreis Donau-Ries, unter Berücksichtigung von bestehenden Regelungen zur Übertra-

gung von Zuständigkeiten mit benachbarten zuständigen Behörden, die Befugnis als zuständige Be-

hörde im Sinne des Artikel 2 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für den allgemeinen 

ÖPNV innehat. 

Davon ausgenommen ist die Leistung des Stadtbusses Donauwörth, da diese Verkehre von der Gro-

ßen Kreisstadt Donauwörth als eigener ÖPNV-Aufgabenträger nach § 9 Abs. 1 BayÖPNVG verantwor-

tet werden. 

3. Vorrangige Regelungen öffentlicher Dienstleistungsaufträge; Abschluss von Umsetzungsvereinbarungen 

3.1 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allgemeinen öffentlichen Personenverkehr auf Grund-

lage öffentlicher Dienstleistungsaufträge erbracht werden (gemeinwirtschaftliche Verkehrsdienste), 

gelten die Regelungen dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags einschließlich etwaiger Ergänzun-

gen und/oder Nachträge im Grundsatz vorrangig vor den Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift. 

Dies gilt in Bezug auf die Pflicht zur Tarifanerkennung nur insoweit, wie der jeweilige öffentliche 

Dienstleistungsauftrag eine entsprechende Pflicht zur Anerkennung des Deutschlandtickets enthält; 

im Übrigen ergibt sich die Tarifanerkennungspflicht einschließlich der hierfür zu gewährenden Aus-

gleichsleistungen aus dieser allgemeinen Vorschrift. Die Umsetzung der Tarifanerkennung im Einzel-

nen, die Ermittlung und Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der erforderlichen Nachweisfüh-



Amtsblatt des Landkreises Donau-Ries Nr. 6 vom 25.04.2023  57 
 
 
 
 
 

rung hierfür erfolgt auf Grundlage des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags unter vollstän-

diger Beachtung der Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift. 

3.2 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste eigenwirtschaftlich erbracht werden, können zur Umset-

zung dieser allgemeinen Vorschrift, soweit erforderlich, Umsetzungsvereinbarungen zwischen dem 

jeweiligen Verkehrsunternehmen und dem Landkreise Donau-Ries abgeschlossen werden. In der Um-

setzungsvereinbarung kann insbesondere die konkrete Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie 

der Nachweisführung nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift geregelt werden. Die Umset-

zungsvereinbarung begründet keinerlei eigenständige Tarifanerkennungspflichten oder Ausgleichsan-

sprüche.  

4. Ausgleichsleistungen 

4.1 Die Verkehrsunternehmen haben nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Anspruch auf Aus-

gleichsleistungen für die ihnen durch die Anerkennung des Deutschlandtickets entstehenden finanzi-

ellen Nachteile. Die finanziellen Nachteile ergeben sich dabei aus einer Gegenüberstellung der Situa-

tion mit Anerkennung des Deutschlandtickets („Mit-Fall“) und der Situation mit Anwendung der bis 

dahin geltenden Tarife („Ohne-Fall“) unter Berücksichtigung sämtlicher hiermit jeweils verbundenen 

positiven und negativen Effekte. Bei der Gegenüberstellung sind die nachfolgenden Grundsätze zu 

beachten; die Einzelheiten sind bei Bedarf im Rahmen des jeweils zugrunde liegenden öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags oder einer Umsetzungsvereinbarung nach diesen Grundsätzen zu regeln. 

In Bezug auf dies Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen gelten die Ziffern 5.4.1 bis 5.4.8 der 

Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im 

Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 aus Bundes- und Landesmitteln vom 20. 

März 2023 (Muster-Richtlinien 2023) in der Anlage 3 für das Jahr 2023; für die folgenden Jahre gelten 

diese Vorgaben unter Berücksichtigung der jeweils geltenden Richtlinie Deutschlandticket 2023 sowie 

ggf. weitergehender Vorgaben insbesondere des Bundes, des Freistaates Bayern oder der EU-

Kommission für das jeweilige Jahr entsprechend.  

Für vollständig neu eingeführte verkehrliche Angebote, für die keine Referenzwerte des Jahres 2019 

ermittelt werden können, ist zur Ermittlung der Soll-Einnahmen ausnahmsweise die Nutzung von Ist-

Daten des Jahres 2022 zulässig. Sofern keine Werte aus den Vorjahren bestehen, sind validierte Prog-

nosedaten zulässig. Diese Prognosedaten müssen unter Berücksichtigung der tatsächlichen Ist-Daten 

zur Nutzung mit dem Deutschlandticket und der preislichen Elastizität beim Nachweisverfahren vali-

diert werden. 

4.1.1 Bezüglich der Ausgleichsleistungen auf Grundlage des § 45a PBefG ist zur Vermeidung von Verwerfun-

gen im Zusammenhang mit der Tarifanerkennung des Deutschlandtickets eine entsprechende Erklä-

rung zum Verfahren der Berechnung der Ausgleichsleistungen erforderlich, so lange keine landesge-

setzliche Regelung zur Ersetzung des § 45a PBefG besteht. Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser 

allgemeinen Vorschrift werden insoweit nicht gewährt. 

4.1.2 Bestehende Ausgleichsregelungen für sonstige Tarifmaßnahmen bleiben unberührt. Dies gilt insbe-

sondere für den gesetzlichen Ausgleichsanspruch nach den §§ 228 ff. SGB IX. Dies gilt gleichermaßen 

auch für weitere bestehende Tarifvorgaben und darauf bezogene Ausgleichsregelungen des Landkrei-

ses Donau-Ries (ggf. aktuell für das 365-Euro-Ticket) oder Dritter, die für das Verkehrsunternehmen 

Geltung beanspruchen. Bestehen mehrere Ausgleichsregelungen nebeneinander, insbesondere bei 

Tarifvorgaben im Rahmen verschiedener allgemeiner Vorschriften, ist sicherzustellen, dass Aus-

gleichsleistungen für dieselbe Tarifvorgabe nicht mehrfach gewährt werden. Hierzu sind die jeweili-

gen Tarifvorgaben und die hierfür gewährten Ausgleichsleistungen im Rahmen der Nachweisführung 

(dazu Ziffer 5) jeweils getrennt und nachvollziehbar darzustellen. 

4.1.3 Der Landkreis Donau-Ries kann künftig auch zusätzliche Tarifvorgaben und Ausgleichsregelungen tref-

fen. 
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4.2 Bestehende Regelungen in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen bleiben unberührt.  

4.3 Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift sind der Höhe nach begrenzt auf den 

finanziellen Nettoeffekt nach Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 1 in Verbin-

dung mit dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Diesbezüglich gilt:  

4.3.1 Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfüllung der Tarifpflicht aus dieser allgemeinen Vorschrift ent-

spricht nach dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 der Summe aller (positiven und negati-

ven) Auswirkungen aus der Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vor-

schrift in Bezug auf das Deutschlandticket. Für die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts ist somit 

eine Aufstellung aller Auswirkungen auf die Kosten und Einnahmen vorzunehmen. Bei den Auswir-

kungen auf die Einnahmen erfolgt eine Gegenüberstellung der Differenz des „Mit-Falls“ und des „Oh-

ne-Falls“ entsprechend Ziffer 4.1. Weitergehende Auswirkungen auf die Einnahmen können berück-

sichtigt werden, soweit diese im Einzelfall nachweisbar sind. Die Auswirkungen auf die Kosten (Aus-

gaben) richten sich ebenfalls nach Ziffer 4.1. 

4.3.2 Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 werden bei gemeinwirtschaftli-

chen Verkehren im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags umgesetzt. Dies gilt 

insbesondere auch im Hinblick auf das Erfordernis einer Trennungsrechnung gemäß Ziffer 5 sowie die 

Gewährleistung eines Anreizes gemäß Ziffer 7 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Im 

Hinblick auf die Vermeidung einer Überkompensation gilt Ziffer 4.3.4; die Umsetzung ist im Rahmen 

des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags zu gewährleisten. 

4.3.3 Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren werden die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 

1370/2007 wie folgt gewährleistet: 

- Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemäß Ziffer 5 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 

1370/2007 sind einzuhalten.  

- Im Hinblick auf den angemessenen Gewinn nach Ziffer 6 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 

1370/2007 gilt Ziffer 4.3.4. 

4.3.4  Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift dürfen nicht zu einer Überkompensation 

im Sinne des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 führen. Die Vermeidung einer Überkom-

pensation wird unter Beachtung der Vorgaben von Ziffer 6 des Anhangs in Bezug auf den angemesse-

nen Gewinn wie folgt gewährleistet: Die Überkompensationskontrolle ist jährlich durchzuführen. Die 

Ausgleichsleistung darf den finanziellen Nettoeffekt aus der Tarifanerkennung des Deutschlandtickets 

nicht übersteigen; sie ist begrenzt auf die Höhe, bei der ein angemessener Gewinn von 3 - 5 Prozent 

vom Umsatz für die zugrunde liegenden Verkehrsdienste erreicht wird. Ein höherer Gewinn kann im 

Einzelfall als angemessen akzeptiert werden, wenn die Verkehrsdienste in einem europaweit be-

kanntgemachten Vergabeverfahren mit mehreren Bietern vergeben wurde und das Verkehrsunter-

nehmen nachweist, dass es über die Laufzeit des öffentlichen Dienstleistungsauftrags, ohne Betrach-

tung der Corona-geprägten Jahre 2020 bis 2022, eine höhere Umsatzrendite mit den zugrunde lie-

genden Verkehrsdiensten erzielt hat. Das Verkehrsunternehmen stellt die für die Beurteilung erfor-

derlichen Daten zu den Kosten und Erlösen umfassend zur Verfügung und ermöglicht so die Überprü-

fung des Vorliegens einer Überkompensation. Bei der Ermittlung des angemessenen Gewinns in öf-

fentlichen Dienstleistungsaufträgen sind Kosten nur maximal in der Höhe berücksichtigungsfähig, die 

sich aus dem öffentlichen Dienstleistungsauftrag ergibt. Bei Bedarf können restriktivere Regelungen 

für den Einzelfall getroffen werden. Änderungen beim Angebot und Angebotsunterbrechungen sind 

entsprechend Ziffer 4.1 angemessen zu berücksichtigen. Die Berechnung einschließlich der Daten-

grundlagen müssen einer Überprüfung durch den Landkreis Donau-Ries oder dessen Beauftragten 

zugänglich gemacht werden (vgl. Ziffer 5.5). Zum Nachweis einer nicht vorhandenen Überkompensa-

tion ist eine unternehmensindividuelle Aufstellung über die Berechnung des finanziellen Nettoeffekts 

aus der Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift in Bezug auf das 

Deutschlandticket entsprechend Ziffer 4.3.1 differenziert nach gemeinwirtschaftlichen Verkehren und 

eigenwirtschaftlichen Verkehren jeweils bis zum 15. Januar des zweiten auf das abzurechnende Jahr 
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folgenden Kalenderjahres vorzulegen. Als Ergebnis der Aufstellung ist unter Berücksichtigung der 

Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift die nicht erfolgte Überkompensa-

tion auszuweisen. Die Richtigkeit dieser Aufstellung ist bezogen auf jeden bestehenden öffentlichen 

Dienstleistungsauftrag bzw. jeden eigenwirtschaftlichen Verkehr von einem Steuerberater oder Wirt-

schaftsprüfer zu bestätigen; betreibt das Verkehrsunternehmen im Geltungsbereich dieser allgemei-

nen Vorschrift mehrere eigenwirtschaftliche Verkehre können die Nachweise gesamthaft hierfür er-

bracht werden. Sollte im Einzelfall dennoch eine Überkompensation festgestellt werden, hat das Ver-

kehrsunternehmen den überkompensierenden Betrag zur Vermeidung einer unzulässigen Beihilfe 

einschließlich Zinsen ab dem Eintritt der Überkompensation zurückzuzahlen.  

5. Darlegungs- und Nachweispflichten 

5.1 Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und Nachweispflicht für sämtliche in dieser allgemei-

nen Vorschrift geregelten Voraussetzungen und Anforderungen an die Gewährung der Ausgleichsleis-

tungen. Es ist verpflichtet, sämtliche für die Durchführung dieser allgemeinen Vorschrift erforderli-

chen Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu machen.  

5.2 Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet für ihren Vertrieb (umfasst eigene Verkäufe des Verkehrs-

unternehmens und Verkäufe im Namen/auf Rechnung des Verkehrsunternehmens) sicherzustellen, 

dass bis zum 20. eines Monats für den Vormonat alle Verkäufe des Deutschlandtickets an die von der 

Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V., der Deutschlandtarif-

verbund GmbH, dem Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem Bundesverband 

SchienenNahverkehr e.V. gebildete EAV-Clearingstelle gemeldet werden. Der Landkreis Donau-Ries 

erhält eine Abschrift der Meldung. 

5.3 Für die Antragstellung des Landkreises Donau-Ries beim Freistaat Bayern gemäß Ziffer 7.1 der Muster-

Richtlinien 2023 bzw. der jeweils geltenden Richtlinien Deutschlandticket am 30. September des je-

weils abzurechnenden Jahres sind von den Verkehrsunternehmen bis zum 31. Juli des jeweiligen Jah-

res vorzulegen: 

- Berechnungen bzw. eine Schätzung/Prognose der Höhe der voraussichtlichen Ausgleichsleistun-

gen auf Grundlage der in Ziffer 5.4 Muster-Richtlinien 2023 genannten Berechnungsmethode;  

- Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen gemäß Ziffer 5.4.1 sowie weitere 

begründete Unterlagen; sofern entsprechende Daten von der Verbundorganisation nicht zur 

Verfügung gestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen entsprechende Prognosen und be-

gründende Daten selbst vorzulegen.  

5.4 Für das Abrechnungsjahr 2023 sind von den Verkehrsunternehmen bezogen auf den Referenzzeitraum 

Mai bis Dezember 2019 bis zum 31. März 2024 vorzulegen; sofern diese Angaben auch für die weite-

ren abzurechnenden Jahre maßgeblich sind, kann hierauf jeweils verwiesen werden:  

- die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangsta-

rife, landesweite Tarife, Haustarif), in dem das Verkehrsunternehmen tätig ist 

- die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsunternehmen zugeordneten Fahrausweise und Erlö-

se differenziert nach der jeweiligen Kartenart und Preisstufe sowie die Höhe des Tarifs für das 

anzugeben. Zusätzlich anzugeben ist der Umfang der Betriebsleistungen im gesamten Kalender-

jahr 2019 in Soll-Fahrplan-Kilometern 

- Bestätigungen der Verbundorganisationen über die aufzuteilenden Einnahmen der Monate Mai 

bis Dezember 2019 und die EAV sowohl für die hochgerechneten als auch für die tatsächlichen 

Fahrgeldeinnahmen; hinzuzufügen sind auch betragsmäßige Erlösminderungen aus Vertriebs-

provisionen  

- Nachweis über Fahrgeldeinnahmen im Jahr 2019; der Referenzzeitraum ist gesondert auszuwei-

sen. 
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5.5 Vorzulegen sind, jeweils vorläufig mit dem bis dahin letztverfügbaren Stand zum 31. März 2024 des auf 

das abzurechnende Kalenderjahr folgenden Kalenderjahres und endgültig bis zum 15. Januar des auf 

das abzurechnende Kalenderjahr zweiten folgenden Kalenderjahres: 

5.5.1 Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Mai bis Dezember 2023 bzw. der auf 

das jeweils abzurechnenden Jahr hochgerechneten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen:  

- für die im Referenzzeitraum (Ziffer 5.4) bestehenden Kartenarten und Preisstufen die jeweilige 

Höhe des Tarifs am Stichtag 30. April 2023; 

- soweit sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen lassen oder es sich 

um stückzahlunabhängige Pauschalangebote handelt, die mittels der aus der Berechnung nach 

Ziffer 5.4.1.1 Satz 1 der Muster-Richtlinien 2023 abgeleiteten durchschnittliche prozentuale Ta-

rifanpassung hochgerechneten Höhe des jeweiligen rechnerischen Tarifs; 

- soweit Tarife im Zeitraum vom 01. Mai 2022 bis zum 30. April 2023 nicht angepasst wurden und 

ein Nachweis dafür erbracht wird, die Berechnung nach Ziffer 5.4.1.1 Sätze 1 bis 3 der Muster-

Richtlinien 2023, mit der die so ermittelten Fahrgeldeinnahmen um 5 Prozent erhöht werden;  

- die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im April 2023 und im Januar 2024; 

- der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahrzeug-, Wagen-, bzw. Zugkm im Betriebsjahr 2023 

und das Verhältnis zum Kalenderjahr 2019.  

5.5.2 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen im Übrigen:  

- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen verkauften Tarife und Tickets 

(kassentechnische Einnahmen) jeweils differenziert nach Kalendermonaten und allen Kartenar-

ten und Preisstufen einschließlich der Höhe der Tarife und der Stückzahlen jeweils für die Tarife, 

die das Verkehrsunternehmen anwendet 

- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen erzielten Fahrgelderlöse diffe-

renziert nach Kalendermonaten und allen Kartenarten und Preisstufen einschließlich der Höhe 

der Tarife und der Stückzahlen jeweils für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet 

oder anerkennt; maßgeblich sind bei Gemeinschaftstarifen, vorbehaltlich der nachfolgenden 

Regelung, die endgültigen Ansprüche des Verkehrsunternehmens nach Maßgabe der Einnah-

menaufteilungen  

- soweit das endgültige Ergebnis der jeweiligen Einnahmenaufteilung bis zum 15. Januar des dem 

abzurechnenden Kalenderjahr zweiten folgenden Kalenderjahres nicht vorliegt, wird der zu die-

sem Zeitpunkt letztverfügbare Stand der Einnahmenaufteilung zugrunde gelegt; Bestätigungen 

der Verbundorganisationen sind vorzulegen; eine spätere Korrektur findet ungeachtet der 

Pflicht zur Nachreichung von Nachweisen nicht statt 

- vollständige Angaben zur jeweiligen Ergiebigkeit (Euro je Personenkilometer und Tarifsorte) und 

Verkehrsleistung (Reiseweiten, Gesamtnachfrage in Personen und Personenkilometern), soweit 

diese Daten im Rahmen der jeweiligen Einnahmenaufteilung zu Grunde gelegt werden 

- die jeweils maßgeblichen Regelungen und/oder Vereinbarungen zur Durchführung der Einnah-

menaufteilung für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder anerkennt 

- die jeweils maßgeblichen Regelungen und/oder Vereinbarungen zur Durchführung der Einnah-

menaufteilung 

- Nachweise über die erzielten Einnahmen sowie zur Einnahmenaufteilung bei Gemeinschaftstari-

fen. Sollte der Nachweis nicht fristgerecht vorliegen, ist zunächst eine vorläufige Bescheinigung 

des jeweiligen Verbundes über die Einnahmenzuscheidung beizubringen; der Nachweis ist in 

diesem Fall bis zum 15. Januar des zweiten auf das abzurechnende Jahr folgenden Kalenderjah-

res nachzureichen 
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- Nachweis über weitere Tarifvorgaben und deren tarifliche Auswirkungen (Mindereinnahmen) 

einschließlich der hierfür gewährten Ausgleichsleistungen; diese sind von den tariflichen Aus-

wirkungen (Mindereinnahmen) des Deutschlandtickets und den hierfür gewährten Ausgleichs-

leistungen nachvollziehbar abzugrenzen, sodass ein doppelter Ausgleich ausgeschlossen ist  

- Nachweis der nicht vorhandenen Überkompensation gemäß Ziffer 4.3.4 einschließlich Bestäti-

gung der Einhaltung der im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Anforderungen 

sowie der korrekten Ermittlung und sachlichen Richtigkeit der Daten 

- Nachweise über die im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets entstan-

denen (Mehr-)Kosten, soweit diese nach Maßgabe der Muster-Richtlinien 2023 ausgeglichen 

werden. 

- Nachweise über positive oder negative Effekte hinsichtlich der Ausgleichszahlungen auf Grund-

lage der §§ 228 ff. SGB IX nach Maßgabe von Ziffer 5.4.1 der Muster-Richtlinien 2023; 

- Nachweise über Minderungen anderer Ausgleichsleistungen aus allgemeinen Vorschriften nach 

Maßgabe von Ziffer 5.4.1 der Muster-Richtlinien 2023;  

- positive und negative Effekte für das Verkehrsunternehmen in Bezug auf Vertriebsprovisionen, 

die sich aus der Anerkennung des Deutschlandtickets ergeben, sind auszuweisen; Bestätigungen 

der Verbundorganisationen über die betragsmäßigen Erlösminderungen aus Vertriebsprovisio-

nen bzw. Einsparungen von Vertriebsprovisionen 

- Bestätigung der Richtigkeit der gemachten Angaben und vorgelegten Daten. 

5.6 Der Landkreis Donau-Ries kann vom Verkehrsunternehmen die Vorlage weiterer Angaben und Nach-

weise verlangen, soweit dies zur Erfüllung der Nachweispflichten nach den Muster-Richtlinien 2023 

oder insbesondere aufgrund von Rechtsvorschriften sowie Anforderungen der EU-Kommission oder 

des Obersten Rechnungshofes erforderlich ist. Werden die unter Ziffern 5.2 bis 5.5 genannten sowie 

ggf. darüber hinaus die gemäß Satz 1 geforderten Unterlagen und Nachweise nicht fristgerecht vorge-

legt, kann die Ausgleichsleistung für das das jeweils abzurechnende Jahr ganz oder teilweise versagt 

werden. Bereits geleistete Abschlagszahlungen sind insoweit zurückzuzahlen. 

5.7 Die Darlegungs- und Nachweisführung erfolgt bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren unter Beachtung 

der vorstehenden Grundsätze auf Basis des jeweils geltenden öffentlichen Dienstleistungsauftrags 

nach Maßgabe der dortigen Regelungen. Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren können in der Umset-

zungsvereinbarung ergänzende Regelungen zur Darlegungs- und Nachweisführung getroffen werden.  

5.8 Der Landkreis Donau-Ries kann die von dem Verkehrsunternehmen nach Maßgabe dieser allgemeinen 

Vorschrift beizubringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Testate oder ähnliches selbst oder 

durch einen von ihm bestimmten, zur Verschwiegenheit verpflichteten Dritten prüfen lassen. Das 

Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf entsprechendes Verlangen Einblick in die hierfür notwen-

digen Unterlagen zu gewähren.  

5.9 Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von Betriebs-, Geschäfts- sowie ggf. personenbezo-

genen Daten werden die jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben beachtet. Sofern die jeweils gelten-

den Richtlinien Deutschlandticket diesbezüglich weitergehende Vorgaben trifft, werden diese eben-

falls umgesetzt. Bei Bedarf werden hierzu entsprechende Vereinbarungen zwischen Verkehrsunter-

nehmen und dem Landkreis Donau-Ries getroffen. Gleiches gilt in Bezug auf die Aufbewahrung der 

zugrunde liegenden Unterlagen und Daten sowie für die hierfür geltenden Fristen. 

6. Abwicklung der Ausgleichsleistungen, Abschlagszahlungen 

6.1 Soweit in dem jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrag oder der Umsetzungsvereinbarung keine 

entsprechende Regelung getroffen wird, gewährt der Landkreis Donau-Ries dem Verkehrsunterneh-

men im Jahr 2023 spätestens zum 15. Mai 2023 und 15. Juli 2023 Abschlagszahlungen in Höhe von 
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jeweils 45 Prozent der prognostizierten Mindereinnahmen der Monate Mai bis August der aufgrund 

der Einführung des Deutschlandtickets auf Grundlage einer Prognoserechnung zu erwartenden Min-

dereinnahmen für das  Kalenderjahr (abzurechnendes Jahr). Sofern erforderlich werden zwei weitere 

Abschlagszahlung von jeweils 45 Prozent der prognostizierten Mindereinnahmen der Monate Sep-

tember bis Dezember dem Verkehrsunternehmen spätestens zum 15. September 2023 und 15. No-

vember  2023 des abzurechnenden Jahres gewährt. Die Grundlage und der Zeitplan für die Abschlags-

zahlungen ab dem Jahr 2024 werden abhängig von den verfügbaren Daten jeweils rechtzeitig festge-

legt. 

6.2 Zur Ermittlung der Höhe der Abschlagszahlungen gemäß Ziffer 6.1 bezogen auf das Jahr 2023 hat das 

Verkehrsunternehmen dem Landkreis Donau-Ries bis zum 17. April 2023 die erforderlichen Prognose-

rechnungen als Nachweis vorzulegen und in das Online-Portal unter 

https://dtby.intraplan.de/site/login des Freistaates Bayern einzustellen. Wird der Nachweis erst zu 

einem späteren Zeitpunkt erbracht, verschieben sich ggf. die Zeitpunkte für die Abschlagszahlungen 

entsprechend. Sollten sich die Prognoserechnungen aufgrund der Verkaufsdaten ändern, so hat das 

Verkehrsunternehmen dies dem Landkreis Donau-Ries unverzüglich anzuzeigen. Der Landkreis Do-

nau-Ries entscheidet auf dieser Basis über eine erforderliche Anpassung der Abschlagszahlungen.  

6.3 Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift er-

folgt unter Berücksichtigung der Abschlagszahlungen nach Ziffer 6.1. Dies beinhaltet auch eine Rege-

lung zu Nachzahlungen bzw. zum Umgang mit Überzahlungen (Rückerstattung oder Verrechnung) 

einschließlich etwaiger Verzinsungen.  

7. Veröffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 

7.1 Der Landkreis Donau-Ries ist über die auf Grundlage dieser allgemeinen Vorschrift gewährten Aus-

gleichsleistungen berichtspflichtig gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. So-

weit ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag besteht, sind die Ausgleichsleistungen nach Maßgabe die-

ser allgemeinen Vorschrift Bestandteil der Ausgleichsleistungen auf Grundlage des jeweiligen öffent-

lichen Dienstleistungsauftrags; sie werden somit gesamthaft zusammen mit den Ausgleichsleistungen 

dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags im Rahmen des Berichts nach Art. 7 Absatz 1 der Verord-

nung (EG) Nr. 1370/2007 dargestellt.  

7.2 Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung 

(EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist, können Daten, die im Zusammenhang mit dieser allgemeinen 

Vorschrift stehen, auch nachträglich von den Verkehrsunternehmen eingefordert werden. Verkehrs-

unternehmen, denen ein Ausgleich aufgrund dieser allgemeinen Vorschrift gewährt wird, können sich 

insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. die Geheimhaltung der von ihnen gemachten Angaben beru-

fen. 

8. Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außerkrafttreten 

8.1 Diese allgemeine Vorschrift tritt am 01. Mai 2023 in Kraft. Die Verpflichtung nach Ziffer 2 tritt zum 01. 

Mai 2023 in Kraft.  

8.2 Diese allgemeine Vorschrift tritt am 31. August 2023 außer Kraft. Sie kann durch allgemeine Vorschrift 

verlängert, geändert oder aufgehoben werden.  

8.3 Der Landkreis Donau-Ries kann diese allgemeine Vorschrift und die damit verbundene Pflicht zur An-

erkennung des Deutschlandtickets außer Kraft setzen, insbesondere wenn der Bund oder der Frei-

staat Bayern keine ausreichende Unterstützung des Deutschlandtickets mehr sicherstellen, um die 

auf Basis der allgemeinen Vorschrift bestehenden Ausgleichsansprüche vollumfänglich zu befriedigen. 

Im Falle eines vorzeitigen Außerkraftsetzens entfällt der Ausgleichsanspruch mit Wirkung für die Zu-

kunft; ein angemessener Vorlauf ist zu gewährleisten.   

https://dtby.intraplan.de/site/login
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Die Anlagen sind einsehbar auf der Homepage des Landratsamtes Donau-Ries unter https://www.donau-
ries.de/oepnv/oepnv. 
 
 
 

II. 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 
Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg 
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg 
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftfor-
mersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelas-
sen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig. 
 
Donauwörth, 24.04.2023 
 
gez. 
Stefan Rößle 
Landrat  
 
Anlagen 
Anlage 1: Tarifbestimmungen Deutschlandticket (Stand vom 07.03.2023) 
Anlage 2: Beschluss für ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem 

Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger Modellansatzes vom 20. März 2023  
Anlage 3: Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahver-

kehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 aus Bundes- und Landesmit-
teln vom 20.03.2023 (Muster-Richtlinien 2023) 

 
 
 
 
Nr. 5 
 

Satzung der Waldgenossenschaft Mündling 
(Eigentumsgenossenschaft) 

in   86655 Harburg (Schwaben), Stadtteil Mündling, Landkreis Donau-Ries, 

vom 06.04.2023 

 

Die Waldgenossenschaft Mündling erlässt gemäß Art. 83 Abs. 4 Satz 2 der Bayerischen Gemeindeordnung (GO) 

i.V.m. § 5 der Verordnung über Waldgenossenschaften (WGV) folgende mit Schreiben des Landratsamtes Do-

nau-Ries vom 04.04.2023,  Az. 200; 027-913/2, genehmigte Neufassung der Satzung: 

 

https://www.donau-ries.de/oepnv/oepnv
https://www.donau-ries.de/oepnv/oepnv
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                                Erster Teil: Verfassung 

 
1. Abschnitt: Allgemeine Bedingungen 

 
                                § 1 

                                        Name, Sitz und Art der Waldgenossenschaft 
 

(1) Die Waldgenossenschaft ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie führt den Namen Waldgenos-
senschaft Mündling und hat ihren Sitz in 86655 Harburg (Schwaben), Stadtteil Mündling, Landkreis Donau-
Ries. 
 

(2) Die Waldgenossenschaft ist eine Eigentumsgenossenschaft. Ihr Wald ist Privatwald im Sinne des Art. 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Waldgesetzes für Bayern. 
 

(3) Aufsichtsbehörde ist das Landratsamt Donau-Ries. Die Forstaufsicht wird von der unteren Forstbehörde 
beim Amt für Ernährung Landwirtschaft und Forsten Nördlingen - Wertingen durchgeführt. 

 
§ 2  

Aufgaben  
 

(1) Aufgabe der Waldgenossenschaft ist die  sachgemäße  Bewirtschaftung der genossenschaftseigenen Wald-
grundstücke nach Maßgabe der forstgesetzlichen und forstwirtschaftlichen Bestimmungen, insbesondere 
die Verbesserung der forstwirtschaftlichen Erzeugung und die Förderung des Absatzes von Forsterzeugnis-
sen. 
 

(2) Die Waldgenossenschaft hat im Einzelnen insbesondere folgende weitere Aufgaben: 
 

gemeinschaftliche Bewirtschaftung des Genossenschaftswaldes. 
 
(3) Die Waldgenossenschaft arbeitet bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit der unteren Forstbehörde beim Amt 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Nördlingen - Wertingen eng zusammen. 
 

§ 3 
 Mitglieder 

 
(1) Mitglieder der Waldgenossenschaft sind die Berechtigten, deren Nutzungsrechte mit Ablösungs-beschluss 

des Stadtrates Harburg vom 24.09.1981 abgelöst worden sind, bzw. deren Rechtsnachfolger. 
 

(2) Veräußert ein Mitglied seine Genossenschaftsanteile, so scheidet das Mitglied aus der Genossenschaft aus. 
An seine Stelle tritt der Erwerber der Genossenschaftsanteile. 

 
§ 4  

Genossenschaftsanteile, Stimmrecht 
 

(1) Die Genossenschaftsanteile der Mitglieder bemessen sich nach Inhalt und Umfang ihrer bisherigen Nut-
zungsrechte. Für die bisher kleinste Einheit der Nutzungsrechte, nämlich ein halbes Recht, wird ein Anteil 
gewährt. 
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(2) Steht ein Genossenschaftsanteil mehreren Berechtigten zu, so können diese die genossenschaftlichen 
Rechte aus ihm nur durch einen gemeinschaftlichen Vertreter ausüben. Dieser ist dem Vorstand unverzüg-
lich schriftlich mitzuteilen. 
 

(3) Jeder Genossenschaftsanteil gewährt eine Stimme. 
 

§ 5 
Organe 

 
(1) Die Organe der Waldgenossenschaft sind 

 
a) die Genossenschaftsversammlung, 
b) der Genossenschaftsausschuss, 
c) der Vorsteher und sein gewählter Stellvertreter. 
 

(2) Mitglieder des Genossenschaftsausschusses, sowie der Vorsteher und sein gewählter Stellvertreter, müs-
sen die Voraussetzungen des Art. 21 Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz (GLKrWG) erfüllen. Sie sind eh-
renamtlich tätig und haben Anspruch auf Ersatz ihrer notwendigen Auslagen. Die Genossenschaftsver-
sammlung kann beschließen, dass ihnen eine angemessene Entschädigung gewährt wird. 
 

(3) Der Vorsteher, sein Stellvertreter, der Kassenverwalter, der Schriftführer und die weiteren Mitglieder des 
Genossenschaftsausschusses werden von der Genossenschaftsversammlung aus ihrer Mitte auf die Dauer 
von sechs Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. 

 
(4) Die jeweils amtierenden Mitglieder des Genossenschaftsausschusses bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit im 

Amt, bis Nachfolger gewählt worden sind. 
 

(5) Die Genossenschaftsversammlung und der Genossenschaftsausschuss können sich eine Geschäftsordnung 
geben. 

 
§ 6  

Amtsverlust, Amtsniederlegung 
 

(1) Die Genossenschaftsversammlung kann den Verlust des Amtes aussprechen, wenn der Vorsteher, sein 
gewählter Stellvertreter oder ein Mitglied des Genossenschaftsausschusses 
 
a) seine Pflichten schuldhaft vernachlässigt, 
b) die Wählbarkeit (Art. 21 GLKrWG) verliert oder 
c) seinen Aufgaben nicht nur vorübergehend nicht mehr nachkommen kann. 
 

(2) Der Vorsteher, sein gewählter Stellvertreter und die Mitglieder des Genossenschaftsausschusses können 
ihr Amt aus wichtigem Grund niederlegen. 
 

(3) Nach Beendigung des Amtes des Vorstehers, seines gewählten Stellvertreters oder eines Mitglieds des 
Genossenschaftsausschusses wählt die Genossenschaftsversammlung unverzüglich einen Nachfolger. 

 
2. Abschnitt: Mitglieder 

 
§ 7  

Rechtsstellung 
 

Rechte und Pflichten der Mitglieder bemessen sich nach Ihren Genossenschaftsanteilen, soweit sich aus dieser 
Satzung nichts anderes ergibt. 
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§ 8 
Mitgliederrechte 

 
Jedes Mitglied hat das Recht, 
 
a) an der Genossenschaftsversammlung und an den Wahlen für die Genossenschaftsorgane teilzunehmen, 
b) alle Einrichtungen der Waldgenossenschaft zu benutzen, sich an ihren Veranstaltungen zu beteiligen und 

an allen Vorteilen, welche die Waldgenossenschaft ihren Mitgliedern bietet, teilzuhaben, insbesondere an 
den Walderträgnissen, 

c) Einsicht zu nehmen in die Haushaltssatzung samt Anlagen (auch zur Vorlage an die Aufsichtsbehörde, die 
Jahresrechnung (auch vor deren Feststellung) und die Berichte über die Prüfungen, 

d) die Niederschrift über die Beschlüsse der Genossenschaftsversammlung und des Genossenschaftsaus-
schusses einzusehen, 

e) Einsicht in die Pläne der Einzelaufgaben zu verlangen, 
f) sich an die Organe der Waldgenossenschaft und an die Aufsichtsbehörde zu wenden und Vorschläge über 

Ausgestaltung und Verbesserung der Tätigkeit der Waldgenossenschaft zu machen. 
g) Einsicht in die Jahresbetriebspläne und Jahresnachweisungen sowie in die Forstwirtschaftspläne oder die 

Forstbetriebsgutachten zu nehmen. 
 

§ 9  
Mitgliederpflichten 

 
(1) Jedes Mitglied hat die Pflicht, 

 
a) die Zwecke der Waldgenossenschaft zu fördern und alles zu unterlassen, was ihren Belangen abträg-

lich ist, 
b) die Bestimmungen dieser Satzung zu beachten und den ordnungsgemäß ergangenen Beschlüssen und 

Weisungen der Genossenschaftsorgane nachzukommen, 
c) Beiträge und Umlagen zu leisten und nach Maßgabe der gefassten Beschlüsse besondere Leistungen 

(Arbeits-, Sach- und Geldleistungen) zu erbringen, 
d) die Wahl zu genossenschaftlichen Ämtern anzunehmen sofern nicht ein wichtiger Grund entgegen-

steht, 
e) selbstverursachte Schäden an Wegen und Wasserableitungseinrichtungen umgehend zu beseitigen 

sowie  den Vorsteher, seinen Stellvertreter oder ein Mitglied des Genossenschaftsaus-schusses dar-
über zu unterrichten.. 
 

(2) Die Waldgenossenschaft kann ein Mitglied durch Bescheid zur Erfüllung seiner Pflichten besonders anhal-
ten. Der Bescheid kann durch Zwangsmittel nach den Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustel-
lungs- und Vollstreckungsgesetzes in der jeweils gültigen Fassung vollstreckt werden.  

 
§ 10  

Mitgliederverzeichnis 
 

(1) Die Waldgenossenschaft führt ein Verzeichnis der Mitglieder, aus dem Name, Anschrift und die Anzahl der 
jedem Mitglied zustehenden Stimmen ersichtlich sein muss. In das Verzeichnis sind auch die Grundstücke 
der Genossenschaft unter Angabe ihrer Flurnummern und ihrer Größe aufzunehmen. Das Verzeichnis ist 
stets auf dem Laufenden zu halten. Die Aufsichtsbehörde erhält eine Abschrift des Verzeichnisses und sei-
ner Nachträge. 
 

(2) Wechselt der Inhaber eines Genossenschaftsanteils, so sind das bisherige und das neue Genossenschafts-
mitglied verpflichtet, der Waldgenossenschaft die zur Ergänzung des Mitgliederverzeichnisses erforderli-
chen Angaben schriftlich zu machen. 
 

(3) Die Waldgenossenschaft ist berechtigt, bis zur Anzeige nach Absatz 2 den Wechsel in der Mitgliedschaft 
unberücksichtigt zu lassen. 
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3. Abschnitt: Organe 
 

a) Genossenschaftsversammlung 
 
 

§ 11 
Zusammensetzung 

 
Die Genossenschaftsversammlung besteht aus den Mitgliedern der Waldgenossenschaft. 
 

§ 12 
Aufgaben 

 
(1) Die Genossenschaftsversammlung beschließt über alle wesentlichen Angelegenheiten der Waldgenossen-

schaft, insbesondere über: 
 

a) Änderung der Satzung, 
b) grundsätzliche Fragen der Waldbewirtschaftung, und Fragen zur Aufstellung der Forstwirtschaftsplä-

ne oder der Forstbetriebsgutachten, 
c) die Festsetzung der jährlichen Haushaltssatzung samt Anlagen, 
d) die Feststellung der Jahresrechnung und die Entlastung, 
e) die Verteilung der Walderträgnisse und Reineinnahmen, 
f) die Festsetzung der Beiträge und Umlagen, 
g) die Heranziehung der Mitglieder zu besonderen Leistungen, 
h) die Verlustdeckung und Umlegung der Verlustanteile auf die Mitglieder, 
i) die Aufnahme von Krediten, die Übernahme von Bürgschaften und den Abschluss von Rechtsgeschäf-

ten verwandter Art, 
j) die Genehmigung der etwaigen Geschäftsordnung und Dienstanweisungen, 
k) den Erwerb, die Veräußerung und die Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rech-

ten, 
l) den Erwerb, die Veräußerung oder die Belastung von sonstigem Genossenschaftseigentum, 
m) alle ihr vom Genossenschaftsausschuss unterbreiteten Angelegenheiten, 
n) die Bestellung von Sachverständigen bei örtlichen Rechnungs- und Kassenprüfungen, 
o) den Antrag an die staatliche Rechnungsprüfungsstelle des Landratsamtes auf Vornahme einer 

überörtlichen Rechnungsprüfung oder einer überörtlichen Kassenprüfung. 
 
(2) Die Genossenschaftsversammlung wird ferner in den in dieser Satzung vorgesehenen Fällen tätig. Sie wählt 

den Vorsteher, seinen Stellvertreter, die Mitglieder des Genossenschaftsausschusses und des Schlich-
tungsausschusses. Sofern nicht die Genossenschaftsversammlung die örtliche Rechnungsprüfung vor-
nimmt, wählt sie aus ihrer Mitte die Mitglieder des Rechnungsprüfungsausschusses und bestimmt ein Aus-
schussmitglied zum Vorsitzenden. 
 

(3) Die Genossenschaftsversammlung kann durch Beschluss den Genossenschaftsausschuss zur selbständigen 
Erledigung der Angelegenheiten nach Abs. 1 Buchstaben e,  g,  j,  l, n, o  sowie zur Aufnahme von Krediten 
bis zum Betrag von 5.000,-- € ermächtigen. 

 
§ 13  

Sitzungszwang, Einberufung 
 

(1) Die Genossenschaftsversammlung beschließt in Sitzungen. 
 

(2) Der Vorsteher, bei Verhinderung sein Stellvertreter, beruft die Genossenschaftsversammlung mindestens 
einmal im Jahr ein. Sie ist ferner innerhalb einer angemessenen Frist einzuberufen, wenn die Aufsichtsbe-
hörde, der Genossenschaftsausschuss, oder eine Anzahl von Mitgliedern, die zusammen über mindestens 
ein Viertel der Gesamtstimmenzahl verfügen, die Einberufung unter Angabe der Beratungsgegenstände 
verlangen. Während der Ferien- und Haupterntezeit kann die Einberufung nicht verlangt werden. 
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(3) Die Genossenschaftsversammlung wird unter Einhaltung einer Ladungsfrist von einer Woche schriftlich 
durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Harburg oder alternativ in der Donauwörther Zeitung ein-
berufen. In dringenden Fällen kann die Frist auf drei Tage verkürzt werden, dann erfolgt die Einladung der 
Mitglieder schriftlich. Die Beratungsgegenstände sind mit der Ladung bekanntzugeben. Die Aufsichtsbe-
hörde ist rechtzeitig zu benachrichtigen. 

 
(4) Die Aufsichtsbehörde beruft die Genossenschaftsversammlung ein, wenn kein Vorsteher und kein Stellver-

treter vorhanden ist. 
 

§ 14  
  Vorsitz 

 
(1) Der Vorsteher, bei Verhinderung sein gewählter Stellvertreter, führt den Vorsitz in der Genossenschafts-

versammlung. 
 
(2) In Fällen des §13 Abs. 4 der Satzung führt der Vertreter der Aufsichtsbehörde den Vorsitz, bis die Genos-

senschaftsversammlung den Vorsteher gewählt hat. 
 

§ 15  
Beschlussfähigkeit 

 
(1) Die Genossenschaftsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen 

sind und mindestens die Hälfte der Mitglieder oder eine Anzahl von Mitgliedern, die zusammen über ein 
Viertel der Gesamtstimmenzahl verfügt, erschienen ist. 

 
(2) Bei Beschlussunfähigkeit ist die Genossenschaftsversammlung binnen vier Wochen zur Beratung über den 

gleichen Gegenstand erneut einzuberufen.  Sie ist dann ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen be-
schlussfähig. Bei der zweiten Einladung muss auf diese Bestimmung hingewiesen werden. 

 
(3) Ein Mitglied kann sich in der Genossenschaftsversammlung durch ein anderes Mitglied oder einen volljäh-

rigen Familienangehörigen vertreten lassen. Die Vollmacht bedarf der Schriftform. Sie gilt nur für eine, in 
ihr bezeichnete Sitzung und ist beim Vorsteher bei Beginn der Versammlung zu hinterlegen; wobei ein Ver-
treter nur eine Vollmacht ausüben kann. 
 

§ 16  
    Beschlüsse, Wahlen 

 
(1) Die Genossenschaftsversammlung beschließt in offener Abstimmung. Beschlüsse sind geheim abzustim-

men, wenn anwesende Mitglieder, die zusammen mindestens 50 % der anwesenden Genossenschaftsan-
teile besitzen, eine geheime Abstimmung verlangen. Der Beschlussvorschlag muss so abgefasst sein, dass 
mit Ja oder Nein gestimmt werden kann. Der Vorschlag ist angenommen, wenn mindestens eine Stimme 
mehr als die Hälfte der in der Versammlung vertretenen Stimmenzahl für den Beschlussvorschlag abgege-
ben werden. Stimmenthaltung gilt als Nein. 
 

(2) Beschlüsse über Änderungen der Satzung der Genossenschaft bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der in der Versammlung vertretenen Stimmenzahl. Die Waldgenossenschaft kann nur durch einstimmigen 
Beschluss ihrer Mitglieder und mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde aufgelöst werden (§7 Abs. 2 WGV). 
 

(3) Die Wahlen des Vorstehers, seines Stellvertreters, des Kassenverwalters und des Schriftführers erfolgen 
schriftlich und geheim. Wahlen sind außerdem geheim abzuhalten, wenn anwesende Mitglieder, die zu-
sammen mindestens 50 % der anwesenden Genossenschaftsanteile besitzen, eine geheime Abstimmung 
verlangen. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Leere Stimmzet-
tel sind ungültig. Wird die Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet eine Stichwahl unter den 
beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmenzahlen statt. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl ent-
scheidet das Los. 
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b) Genossenschaftsausschuss 
 

§ 17  
Zusammensetzung 

 
(1) Der Genossenschaftsausschuss besteht aus dem Vorsteher, seinem gewählten Stellvertreter, dem Kassen-

verwalter, dem Schriftführer und drei Beisitzern. 
 

(2) Der Ausschuss regelt durch Beschluss die weitere Stellvertretung des Vorstehers. 
 

§ 18  
Aufgaben 

 
(1) Der Genossenschaftsausschuss verwaltet die Waldgenossenschaft, soweit nicht die Genossenschaftsver-

sammlung oder der Vorsteher zuständig sind. Er überwacht die Führung der laufenden Geschäfte. Der Ge-
nossenschaftsausschuss erledigt weiter die Aufgaben, die ihm die Satzung zuweist und zu deren Erledigung 
er gemäß §12 Abs. 3 ermächtigt ist. 
 

(2) Der Genossenschaftsausschuss kann die Bestellung eines externen Kassenverwalters beschließen, ebenso 
die Anstellung von Angestellten und Arbeitern. 

 
(3) Der Genossenschaftsausschuss kann im Einvernehmen mit dem Vorsteher für einzelne Aufgaben ein oder 

mehrere seiner Mitglieder zu Bevollmächtigten der Waldgenossenschaft bestellen. Die Vollmacht ist jeder-
zeit widerruflich und bedarf der Schriftform. Sie muss den Aufgabenbereich des Bevollmächtigten bezeich-
nen. Die Bevollmächtigten sind nicht befugt im Sinne des § 24 der Satzung dringliche Anordnungen zu tref-
fen oder unaufschiebbare Geschäfte zu besorgen. 

 
§ 19 

Sitzungszwang, Einberufung 
 

(1) Der Genossenschaftsausschuss beschließt grundsätzlich in Sitzungen. In Fällen, die der Genossenschafts-
ausschuss allgemein festgelegt hat, kann ein Beschluss auch im Wege des Umlaufschreibens oder der 
mündlichen Rundfrage gefasst werden. 

 
(2) Der Vorsteher, bei Verhinderung sein gewählter Stellvertreter, beruft den Genossenschaftsausschuss zu 

den Sitzungen ein. Er ist unverzüglich einzuberufen, wenn die Aufsichtsbehörde oder mindestens zwei Aus-
schussmitglieder die Einberufung verlangen. 

 
(3) Die Ausschussmitglieder sollen schriftlich oder mündlich mindestens drei Tage vor der Sitzung unter Anga-

be der Beratungsgegenstände geladen werden. 
 

§ 20 
Vorsitz 

Der Vorsteher, bei Verhinderung sein gewählter Stellvertreter, führt den Vorsitz im Genossenschaftsausschuss. 
 

§ 21  
Beschlussfähigkeit 

 
(1) Der Genossenschaftsausschuss ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen und 

mindestens die Mehrheit der Mitglieder erschienen sind. 
 
(2) Bei Beschlussunfähigkeit ist der Genossenschaftsausschuss binnen zwei Wochen zur Beratung über den 

gleichen Gegenstand erneut einzuberufen. Er ist dann ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mit-
glieder beschlussfähig. 
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§ 22  
Beschlussfassung 

 
Der Ausschuss beschließt in offener Abstimmung mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Jedes Mitglied 
hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorstehers den Ausschlag. 
 

c) Vorsteher 
 

§ 23  
Aufgaben 

 
(1) Der Vorsteher erledigt 

 
a) die laufenden Angelegenheiten, die für die Genossenschaft keine grundsätzliche Bedeutung haben und 

keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen, 
b) die ihm durch die Satzung zugewiesenen Angelegenheiten. 

 
(2) Der Vorsteher ist insbesondere verpflichtet, 

 
a) die Genossenschaftsversammlungen und den Genossenschaftsausschuss einzuberufen und die Sitzun-

gen vorzubereiten, 
b) die Beschlüsse der Genossenschaftsversammlung und des Genossenschaftsausschusses durchzuführen 

oder die Durchführung zu überwachen, 
c) die Genossenschaftsversammlung und den Genossenschaftsausschuss über alle wichtigen Angelegen-

heiten zu unterrichten. 
d) die Beschlüsse der Genossenschaftsversammlung der Aufsichtsbehörde vorzulegen und deren zu voll-

ziehen, soweit der Vollzug nicht anderen Genossenschaftsorganen zukommt. 
 

(3) Der Vorsteher führt die Dienstaufsicht und ist Dienstvorgesetzter der Bediensteten der Genossenschaft. 
Ihm obliegt die Überwachung der Kasse (§ 35 Abs. 4). Er ist berechtigt, eine überörtliche Kassenprüfung 
durch die staatliche Rechnungsprüfungsstelle des Landratsamtes zu beantragen. 

 
§ 24  

Dringliche Anordnungen 
 

Der Vorsteher ist befugt, an Stelle der Genossenschaftsversammlung oder des Genossenschaftsausschusses 
dringliche Anordnungen zu treffen und unaufschiebbare Geschäfte zu besorgen. Hiervon hat er der Genossen-
schaftsversammlung oder dem Ausschuss in der nächsten Sitzung Kenntnis zu geben. 
 

Zweiter Teil: Genossenschaftsanteile, Grundstücke, Geschäftsgang 
 

1.  Abschnitt: Genossenschaftsanteile, Grundstücke 
 

§ 25  
Erwerb von Genossenschaftsanteilen 

 
Die Waldgenossenschaft kann mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde Genossenschaftsanteile erwerben. Solan-
ge Anteile der Genossenschaft gehören, ruht das Stimmrecht 

 
§ 26  

Verfügung über Genossenschaftsanteile 
  

(1) Die rechtsgeschäftliche Veräußerung eines Genossenschaftsanteils bedarf der Genehmigung der Genos-
senschaftsversammlung und der Aufsichtsbehörde. Die Genehmigung wird in der Regel nur erteilt, wenn 
der Erwerber ein Anwesen in Mündling besitzt. 
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(2) Die Teilung, die Verpfändung und die sicherungsweise Abtretung eines Genossenschaftsanteils sowie die 
Bestellung eines Nießbrauchs an ihm sind unzulässig. 

 
(3) Die freie Verfügung von Todes wegen bleibt unberührt. 

 
§ 27  

Erwerb und Veräußerung von Grundstücken 
 

(1) Die Waldgenossenschaft kann mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde Grundstücke erwerben. 
 
(2) Die Veräußerung von Waldgrundstücken ist nur zulässig, wenn dadurch die weitere Erfüllung der Genos-

senschaftsaufgaben nicht beeinträchtigt wird. Die Veräußerung bedarf mit Ausnahme der in § 1 Abs. 2 und 
§ 2 Abs. 2 WGV geregelten Fälle der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 
 

2. Abschnitt: Geschäftsgang 
 

§ 28  
Vertretung nach außen, Formvorschriften 

 
(1) Der Vorsteher vertritt die Waldgenossenschaft nach außen. Im Rahmen ihrer Vollmacht § 18 Abs. 3 der 

Satzung sind auch Bevollmächtigte zur Vertretung der Genossenschaft nach außen befugt. 
 

(2) Erklärungen, durch welche die Waldgenossenschaft verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. Sie 
sind handschriftlich zu unterzeichnen. 
 

§ 29  
Schlichtung von Streitigkeiten, Schlichtungsausschuss 

 
(1) Zur Schlichtung von Streitigkeiten der Mitglieder untereinander, zwischen Mitgliedern und Genossen-

schaftsorganen und der Genossenschaftsorgane untereinander in Genossenschaftsangelegenheiten, wird 
von der Genossenschaftsversammlung ein aus drei Mitgliedern bestehender Schlichtungsausschuss ge-
wählt werden. Der Ausschuss hat die Aufgabe, eine gütliche Einigung vorzuschlagen. In jedem Streitfall ist 
der Aufsichtsbehörde Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

 
(2) Für den Schlichtungsausschuss gelten die Vorschriften über den Genossenschaftsausschuss entsprechend. 

Der Vorsteher, sein gewählter Stellvertreter und die Mitglieder des Genossenschaftsausschusses können 
nicht Mitglieder des Schlichtungsausschusses sein. 

 
§ 30  

Niederschriften 
 

Die Beschlüsse der Genossenschaftsversammlung und des Genossenschaftsausschusses sind niederzuschrei-
ben. Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen. Sie bedarf der Genehmi-
gung der Genossenschaftsversammlung oder des Genossenschaftsausschusses. 
 

§ 31  
Bekanntmachungen 

 
(1) Amtliche Bekanntmachungen der Waldgenossenschaft werden im Amtsblatt der Stadt Harburg und im 

Bedarfsfall in der Donauwörther Zeitung veröffentlicht. Der Vorsteher kann anordnen, dass in einzelnen 
Fällen die Bekanntmachung durch Niederlegung im Rathaus der Stadt Harburg und Hinweis darauf in der 
Donauwörther Zeitung bewirkt wird. 

 
(2) Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall anordnen, dass Bekanntmachungen im Amtsblatt des  

Landkreises Donau-Ries veröffentlicht werden. 
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§ 32  
Aktenaufbewahrung 

 
Akten der Waldgenossenschaft, die archivarischen Wert besitzen, sind, soweit sie nicht mehr benötigt werden, 
der Stadt Harburg (Schwaben) zur Aufbewahrung im Stadtarchiv zu übergeben. 

 
Dritter Teil: Wirtschaft und Haushalt 

 
§ 33  

Wirtschaftsführung 
 

(1) Die Waldgenossenschaft verwaltet und bewirtschaftet den Wald gemäß den verbindlichen Forstwirt-
schaftsplänen oder Forstbetriebsgutachten und den einschlägigen forstlichen Vorschriften. 

 
(2) Die Genossenschaftsversammlung bestimmt im Rahmen des Abs. 1 den Umfang der zu ziehenden Nut-

zungen und etwa erforderlicher Arbeitsleistungen und Geldbeiträge der Mitglieder. Sie bestimmt in wel-
chem Ausmaß Walderträgnisse und Reineinnahmen an die Mitglieder verteilt oder zur Deckung von Kos-
ten und zur Bildung von Rücklagen verwendet werden. Sie entscheidet über die Gewährung von Vor-
schüssen, von zinslosen oder zinsverbilligten Darlehen aus vorhandenen Rücklagen an Mitglieder und 
über Vorgriffe auf Nutzungen zugunsten einzelner Mitglieder.  

 
§ 34  

Kassenverwalter 
 
Dem Kassenverwalter steht eine angemessene Entschädigung zu. Sie wird durch die Genossenschaftsversamm-
lung festgesetzt. 

 
§ 35  

Prüfungswesen 
 

(1) Die Jahresrechnung wird von der Genossenschaftsversammlung oder von einem Rechnungsprüfungsaus-
schuss innerhalb von zwölf Monaten nach Abschluss des Haushaltsjahres örtlich geprüft. 

 
(2) Die Genossenschaftsversammlung kann aus ihrer Mitte einen Rechnungsprüfungsausschuss mit mindes-

tens zwei und höchstens fünf Mitgliedern bestellen, sie bestimmt ein Ausschussmitglied zum Vorsitzenden 
 
(3) Nach Durchführung der örtlichen Prüfung und Aufklärung etwaiger Unstimmigkeiten stellt die Genossen-

schaftsversammlung die Richtigkeit der Jahresrechnung fest und beschließt gleichzeitig über die Entlas-
tung. 

 
(4) Dem Vorsteher obliegt die mindestens einmal jährlich durchzuführende unvermutete Kassenprüfung. Er 

kann ein Mitglied des Genossenschaftsausschusses beteiligen. 
 

(5) Über die Prüfungen sind Niederschriften aufzunehmen. Zu den Prüfungen können Sachverständige zuge-
zogen werden. 

 
Vierter Teil: Schlussbestimmungen 

 
§ 36  

Satzungsänderungen 
 

Satzungsänderungen bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Sie sind gemäß § 31 der Satzung be-
kanntzumachen. 
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§ 37  
Auflösung 

 
(1) Ist die Hauptaufgabe der Waldgenossenschaft (§ 2 Abs. 1 der Satzung) unerfüllbar geworden, oder sinkt 

die Zahl der Mitglieder unter drei, so löst die Aufsichtsbehörde gemäß § 7 Abs. 2 Satz 2 WGV von Amts we-
gen die Waldgenossenschaft auf. 

 
(2) Der Vorsteher wickelt die Geschäfte der Waldgenossenschaft ab. Die Genossenschaftsversammlung kann 

auch andere Personen mit der Abwicklung betrauen. Diese haben die rechtlichen Befugnisse eines Vorste-
hers, soweit sich nicht aus dem Zweck der Abwicklung ein anderes ergibt. Sie vertreten die Waldgenossen-
schaft nach außen. Sind nur noch zwei Mitglieder vorhanden, bleibt Ihnen die Auseinandersetzung des Ge-
nossenschaftsvermögens überlassen. Absatz 3 Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn keines der Mit-
glieder die Grundstücke der Waldgenossenschaft selbst zu Eigentum erwerben will. 

 
(3) Die Waldgrundstücke der Waldgenossenschaft sind möglichst an einen einzigen Erwerber zu veräußern.  

Bei der Veräußerung hat die Stadt Harburg (Schwaben) das Vorkaufsrecht. Übt die Stadt das Vorkaufsrecht 
nicht aus so steht den Genossenschaftsmitgliedern in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl ein Vorkaufsrecht 
zu. Bei gleicher Stimmenzahl kann durch Los entschieden werden. Die Aufteilung der Waldgrundstücke an 
Genossenschaftsmitglieder ist nur zulässig, wenn diese bereits Eigentümer von Waldgrundstücken sind 
und deren Eigenwald zusammen mit den Abfindungsflächen nach Lage und Größe so geschaffen ist, dass 
eine sachgemäße und nachhaltige Waldbewirtschaftung gewährleistet ist. 

 
§ 38  

Anwendung der Gemeindeordnung 
 

Soweit diese Satzung keine Bestimmungen trifft, gelten ergänzend die Vorschriften der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern und die zu ihrer Ausführung ergangenen Vorschriften, insbesondere die Verordnung über 
Waldgenossenschaften (WGV). 
 

§ 39  
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Donau-Ries in Kraft. 

 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 20.01.1982 außer Kraft. 

 
Mündling, den 06.04.2023 
 
G. Merkle 
Vorsteher der Waldgenossenschaft Mündling 
 
 
 
Nr. 6         
 
Bekanntmachung über die öffentliche Auflegung der Vorschlagsliste Jugendschöffenwahl 
für die Amtszeit vom 01.01.2024 bis 31.12.2028 zu den Sitzungen in den Jugendschöffengerichten beim 

Amtsgericht Nördlingen und Jugendstrafkammern des Landgerichts Augsburg 

Der Jugendhilfeausschuss hat in der Sitzung am  24.04.2023 die Vorschlagslisten zu den Jugendschöffen be-

schlossen. 

Die Vorschlagslisten liegen gemäß § 36 Abs. 3 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) in der Zeit von 26.04.2023 bis 

03.05.2023 im Landratsamt Donau-Ries, 86609 Donauwörth, Pflegstraße 2, im Haus B, Zimmer 327 während 

der Öffnungszeiten öffentlich zu jedermanns Einsicht auf. 
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Gegen die Vorschlagsliste kann gemäß § 37 GVG bis zum 10.05.2023 schriftlich oder zu Protokoll des Jugend-

amtes mit der Begründung Einspruch erhoben werden, dass in die Vorschlagsliste Personen aufgenommen 

sind, die nach § 32 GVG nicht aufgenommen werden durften oder nach den §§ 33, 34 GVG nicht aufgenommen 

werden sollten.  

Die Einsprüche sind an das Landratsamt Donau-Ries, Amt für Jugend und Familie, Pflegstraße 2, 86609 Donau-

wörth zu richten oder dort zu Protokoll zu geben. 

                gez. 

Donauwörth, den 25.04.2023         ___________________________                     

                                    Singer    

        Leiter Amt für Jugend und Familie 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Landratsamt Donau-Ries 
Stefan Rößle 

Landrat 
 
 
 

 


